
Rücktritts die Kündigung des Vertrags erklärt. Daß die 
kurz darauf vom Herausgeber eingereichte Titelauf­
stellung durchaus eine Diskussionsgrundlage für die 
weitere Arbeit an dem Verlagsobjekt gewesen wäre, 
wurde von den Vertretern des Verlags in der münd­
lichen Verhandlung eingeräumU
Aber auch den Herausgeber trifft ein erhebliches Ver­
schulden an der unbefriedigenden Zusammenarbeit mit 
dem Verlag. In seinem eigenen Interesse hätte es ge­
legen, die von ihm als Herausgeber zu leistende Arbeit 
zügig voranzutreiben und dem Verlag so bald wie mög­
lich einen umfassenden Überblick über sein Arbeitser­
gebnis zu verschaffen. Statt dessen hat sich der Her­
ausgeber lange Zeit darauf beschränkt, auf briefliche 
oder telefonische Terminverlängerungen durch seinen 
Vertragspartner zu warten, z. B. in der Zeit vom 1. Juli 
1960 bis zum 2. Oktober 1961. Daß bei dieser schleppen­
den Arbeitsweise des Herausgebers und den dadurch 
bedingten vielen Terminüberschreitungen bei dem Ver­
tragspartner Bedenken über die Erfolgsaussichten des 
ganzen Verlagsobjekts aufgekommen sind, ist erklär­
lich, wenn auch die übereilte Kündigung des Vertrags­
verhältnisses keineswegs gebilligt werden kann und 
besonders im Hinblick auf die Mitverantwortlichkeit 
des Verlags für den unbefriedigenden Stand der Arbeit 
als unwirksam angesehen werden muß.
Das Schiedsgericht billigt dem Herausgeber unter Ab­
wägung aller in der Verhandlung für den Terminver­
zug eingetretenen Umstände als angemessenes Honorar 
für die von ihm bisher geleistete Arbeit einen Betrag 
von 40 % des im Vertrag vorgesehenen Honorars zu. 
Es berücksichtigt dabei einerseits, daß die vom Heraus­
geber eingereichte Titelaufstellung auf einem umfang­
reichen Quellenstudium beruht und in vieler Hinsicht 
als eine wesentliche Grundlage für die Fertigstellung 
des Werkes hätte angesehen werden können, wenn es 
zu dessen Vollendung gekommen wäre. Andererseits 
müssen den Herausgeber auch entsprechende finan­
zielle Auswirkungen dafür treffen, daß er in dem rela­
tiv langen Zeitraum, der ihm nach Vertragsabschluß 
zur Verfügung stand, nicht mehr als das vorliegende 
Arbeitsergebnis zustande gebracht und damit zur Ver­
schärfung des kritischen Zustandes der Vertragsbezie­
hung beigetragen hat.
Dementsprechend ist der Verlag verpflichtet worden, 
dem Herausgeber über das als Vorschuß gezahlte Vier­
tel des Honorars von 2 250 MDN einen weiteren Betrag 
von 1 350 MDN zu zahlen. Das Schiedsgericht hat dar­
über hinaus zur Klarstellung der Rechtslage festge­
halten, daß mit dieser weiteren Honorarzahlung alle 
gegenseitigen Ansprüche der Parteien abgegolten sein 
werden.
A n m e r k u n g :
Der Schiedsspruch berührt Probleme, die f.ür Theorie 
und Praxis des Urhebervertragsrechts von erheblicher 
Bedeutung sind: die Voraussetzungen des Rücktritts 
vom Verlagsvertrag, den Inhalt des Verschuldens bei 
der Verletzung von Vertragspflichten und die damit 
im Zusammenhang stehenden Anforderungen an das 
Verhalten der Vertragspartner.
Das auf Grund eines Schiedsvertrags nach §§ 1025 ff. 
ZPO zusammengetretene Schiedsgericht hatte bet. der 
Erörterung des Streitfalls in der Verhandlung mit den 
Parteien zunächst eine klare Stellungnahme zur Rechts­
wirksamkeit des im Wege einer „Kündigung“ gegen­
über dem Autor ausgesprochenen Rücktritts vom Ver­
lagsvertrag zu beziehen. Von der richtigen und über­
zeugenden Beurteilung der Rechtslage durch das Schieds­
gericht und der dazu erforderlichen exakten Analyse 
des Verhaltens der Partner hing der gesellschaftlich- 
erzieherische Wert der Auseinandersetzung in hohem 
Maße ab.

Nach dem zwischen den Parteien abgeschlossenen Ver­
lagsvertrag war der Verlag berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten, wenn ihm „durch verspätete Abgabe 
des Manuskripts die Herausgabe des Werkes. .. nicht 
mehr zumutbar ist“. Ein Partner kann sich jedoch nur 
dann auf die Unzumutbarkeit der Fortsetzung des Ver­
tragsverhältnisses berufen, wenn er während der bis­
herigen Dauer der Vertragsbeziehungen seinen eigenen 
Verpflichtungen nachgekommen ist, nicht aber, wenn 
der unbefriedigende Stand der Arbeiten an dem Ma­
nuskript zu einem wesentlichen Teil durch seine eige­
nen Versäumnisse bedingt ist. Das Schiedsverfahren 
ergab ein solches wesentliches Mitverschulden des Ver­
lags. Er hatte deshalb noch keine Befugnis zur einsei­
tigen Auflösung des Vertragsverhältnisses.
Das zeigt zugleich, welche grundlegende Bedeutung der 
kameradschaftlichen, vertrauensvollen Zusammenarbeit 
der Partner, ihrer rechtzeitigen gegenseitigen Informa­
tion und vor allem auch der gemeinsamen Beratung 
der Konzeption des Verlagsobjekts zukommt. Dem 
Verlag hätte von vornherein erkennbar sein müssen, daß 
bei dem weitgespannten Arbeitstitel der geplanten An­
thologie von Erzählungen über deutsche Dichter die 
entscheidende Leistung des Verfassers in einer klaren, 
wissenschaftlich begründeten Konzeption des Sammel­
werks besteht. Mit der sorgfältigen Beratung dieser 
Konzeption wäre der Verlag nicht nur einer Verpflich­
tung gegenüber dem Autor, sondern auch gegenüber 
der sozialistischen Gesellschaft nachgekommen, deren 
Interessen er als Zentrum geistiger Auseinanderset­
zung auf den von ihm betreuten Verlagsgebieten zu 
vertreten hat. Daß es zu dieser klärenden Auseinander­
setzung nicht gekommen ist, ja, daß der Verlag erst 
mehrere Jahre nach Vertragsabschluß überhaupt auf 
den Gedanken gekommen ist, eine solche Konzeption 
anzufordern, hat maßgeblich mit dazu beigetragen, daß 
sich die Beziehungen der Parteien in einer jahrelangen 
uferlosen Korrespondenz erschöpften.
Aber auch der Autor hat im vorliegenden Fall die von 
ihm mit dem Abschluß des Verlagsvertrags übernom­
menen Pflichten gegenüber der Gesellschaft verkannt. 
Er hat seine geistige Schöpferkraft nicht so in den 
Dienst der ihm erwachsenen Aufgabe gestellt, wie das 
seiner gesellschaftlichen Verantwortung als Schriftsteller 
entsprochen hätte. Die mehrfache Nichteinhaltung der 
von ihm für die Ablieferung des Manuskripts oder ein­
zelner Teile vereinbarten Termine konnte zu einer er­
heblichen Beeinträchtigung des Vertrauensverhältnisses 
zwischen Autor und Verlag führen. Diese schwerwie­
gende Pflichtverletzung des Autors mußte bei der Be­
messung des ihm für die geleistete Arbeit zustehenden 
Honorars berücksichtigt werden, nachdem sich die Part­
ner über die Beendigung ihrer Vertragsbeziehungen ge­
einigt hatten und nur noch über die Honorarfrage zu 
entscheiden war.
Nach dem vom Ministerium für Kultur bestätigten 
Muster eines Verlagsvertrags für schöngeistige und ver­
wandte Literatur (Verfügungen und Mitteilungen des 
Ministeriums für Kultur, 1964, Nr. 4, S. 39 ff.) befaßt 
sich nunmehr mit derartigen Streitfällen ein als 
„Schiedskommission“ bezeichnetes Gremium, das grund­
sätzlich nur befugt ist, den Parteien einen Einigungs­
vorschlag zu unterbreiten*. Nach § 19 Abs. 2 des Ver­
tragsmusters steht es den Partnern frei, „den Rechts­
weg vor den zivilen Gerichten zu beschreiten“, wenn 
einer von ihnen den Einigungsvorschlag nicht aner­
kennt. Es ist also damit zu rechnen, daß diese Streit­
fälle künftig in höherem Maße als bisher der Entschei­
dung durch die Gerichte unterliegen.
Prof. Dr. habil. Heinz P ü s ch el, Berlin

* Vgl. hierzu den Beitrag von Büschel in diesem Hett, Ab­
schnitt „Urheberrecht und sozialistische Rechtspflege“.
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